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1. Verordnung uber Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstatigkeit

Art. 52 Bst. e

Diese rein formale Anderung fiihrt den Begriff der Landesverweisung in der Verord-
nung uber Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstatigkeit (VZAE; SR 142.201) ein.

Zudem ist der franzosische Wortlaut dahingehend anzupassen, dass die Landesver-
weisung nicht vollziehbar («exécutoire»), sondern rechtskraftig («entrée en force»)
sein muss. Dies entspricht dem deutschen und italienischen Wortlaut.

Art. 64 Sachiiberschrift und Abs. 3, 65 Sachiiberschrift und Abs. 1 und 1°'s, 65a
Sachiiberschrift, 65b Sachiiberschrift sowie 65¢ Sachiiberschrift

Um dem Artikel 31 Absatz 3 des Auslander- und Integrationsgesetzes (AlG; SR
142.20; BBI 2018 7879) und dem Artikel 61 Absatz 1 des Asylgesetzes (AsylG; SR
142.31; BBl 2018 7891) zu entsprechen, wird der personliche Geltungsbereich dieser
Artikel angepasst, sodass er auch jene Fluchtlinge umfasst, die mit einer Landesver-
weisung belegt sind. Das Gleiche gilt fir anerkannte Staatenlose, vorlaufig Aufgenom-
mene und Personen, gegen die eine Landesverweisung verfugt worden ist.

Die Uberschrift vom 4. Abschnitt wird ebenfalls entsprechend angepasst.

Art. 71g

Der Verweis auf Absatz 2 von 102a AIG wird korrigiert, sodass korrekt auf Absatz 4
verwiesen wird.

Art. 86 Abs. 1

So wie Artikel 99 Absatz 2 AIG legt auch Artikel 86 Absatz 1 fest, dass der kantonale
Entscheid durch Bedingungen oder Auflagen sowie in seiner Gultigkeitsdauer einge-
schrankt werden kann.

2. Verordnung liber die Einreise und die Visumerteilung

Art. 31 Abs. 3

Neu erteilt Artikel 65 Absatz 2 AIG nicht mehr dem SEM die Kompetenz, Einreisever-
weigerungen zu erlassen und zu eréffnen, sondern direkt der fir die Grenzkontrolle
zustandigen Behorde im Namen des SEM. Dieser Absatz ist somit aufzuheben.

3. Asylverordnung 3

Art. 1a Bst. |

Artikel 1a der Asylverordnung 3 (AsylV 3; SR 142.314) fuhrt die verschiedenen Infor-
mationssysteme auf, die das SEM zur Erflllung seiner gesetzlichen Aufgaben im Asyl-
bereich betreibt.

Das neue Fristenmanagementtool im Rahmen des Asylverfahrens, FM-Tool, ist somit
in diesem Artikel zu nennen (weitere Einzelheiten siehe nachfolgende Erlauterung zu
Art. 1k AsylV 3).

Art. 1e
Absatz 1
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Um die Entwicklung der Pauschalzahlungen verfolgen und langerfristige Veranderun-
gen auswerten zu kdnnen, sind statistische Auswertungen notwendig. Eine Befristung
der Datenaufbewahrung verhindert, dass langerfristige Entwicklungen ausgewertet
werden konnen. Der bisherige Absatz 3 ist deshalb ersatzlos zu streichen.

Absatz 2

Um verschiedene statistische Auswertungen bezuglich der Bundessubventionen tber
einen langeren Zeitraum vornehmen zu konnen, sind zusatzliche Personendaten in
der Datenbank vorzusehen.

Absétze 3 und 4

Damit die Kantone die Berechnung der vom Bund zu bezahlenden Pauschalen sowie
mogliche Anpassungen nachvollziehen und Uberprufen kdnnen, bendtigen die in den
Kantonen damit betrauten Personen die Mdglichkeit, die ihren Kanton betreffenden
Daten einzusehen. Nach vier Jahren erfolgen keine Anpassungen mehr, weshalb sich
eine weitere Uberpriifung durch die Kantone eribrigt.

Art. 1j Abs. 2P

In der Datenbank DOPO ist heute bereits vorgesehen, dass die Rechtsvertreterinnen
und Rechtsvertreter Zugriff auf ihre eigenen Einsatzplane haben. Allerdings fehlt der
Zusatz, dass die Leistungserbringer fur die Beratung und Rechtsvertretung nach Arti-
kel 102f Absatz 2 AsylG die bendtigten Daten (Personalien und Einsatzplane) aller
Mitarbeitenden ihrer Organisation pflegen durfen. Dies soll nun erganzt werden.

Art. 1k

Im Zusammenhang mit dem neuen Asylgesetz (beschleunigtes Asylverfahren, in Kraft
seit 1. Marz 2019) soll das SEM die Moglichkeit haben, Pendenzen, Aufgaben und
Termine betreffend die Gesuchstellenden zu verwalten. Der Fortschritt im Asylverfah-
ren soll mit einem Tool (IT-System) geplant und Gberwacht werden kdnnen, um so die
neu geltenden Fristen einzuhalten.

Die Ubersichtstabelle wird von verschiedenen Arten von Benutzerinnen und Benutzern
verwendet. Sie soll ihnen die Moglichkeit geben, die fir sie nicht relevanten Kolonnen
auszublenden und bei den Kolonnen zu filtern (ahnlich wie das bei Excel zur Verfigung
gestellt wird). Sie soll nur eine Sicht von aktuellen Daten sein. Anpassungen von Daten
sind im FM-Tool nicht vorgesehen, sondern missen in den Systemen, die Datenquel-
len sind (MIDES, ZEMIS [und eAsyl], DOPO), vorgenommen werden.

Das FM-Tool soll nur durch Benutzerinnen und Benutzer verwendet werden konnen,
die schon bisher berechtigt sind, diese Daten via MIDES bzw. ZEMIS zu sichten. Bis
anhin werden fur das Fristenmanagement relevante Informationen im Kontext von
Asylverfahren in den Systemen ZEMIS (und eAsyl), DOPO und MIDES gespeichert.

Zurzeit findet nur eine bedingte Synchronisation zwischen den Systemen MIDES,
ZEMIS (und eAsyl) sowie DOPO statt. Dies flhrt dazu, dass fir das Durchfihren einer
Aufgabe Informationen aus verschiedenen Systemen manuell zusammengesucht und
nachgefuhrt werden missen.

Um diesen Mehraufwand und daraus resultierende Fehler zu verringern, ist vorgese-
hen, automatisch Daten auszutauschen. Beispielsweise sollen die Daten, die fur die
Disponierung benétigt werden, in DOPO automatisch angezeigt werden, sodass ein
Termin gefunden werden kann. Die Termindefinition soll dann nach der Disponierung
an MIDES gesendet werden, damit das entsprechende Geschaft eroffnet und eine
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Ausgangssperre fur die Gesuchstellerin oder den Gesuchsteller erfasst werden kann.
Die Termindefinition soll auch an eAsyl gesendet werden, sodass die entsprechende
Aufgabe fur den zustandigen Sachbearbeiter erstellt werden kann und in dessen Pen-
denzenliste erscheint. Dies muss bis anhin manuell nachgefuhrt werden.

Anhang 5 (Datenkatalog MIDES)

Mit SEM 2019 (ab 1. Marz 2019) wird das SEM alle Asylsuchenden nach drei Monaten
Aufenthalt in einem Bundesasylzentrum (BAZ) rickwirkend auf das Datum des Asyl-
gesuchs krankenversichern. Konkret heisst das, dass nach drei Monaten Aufenthalt in
einem BAZ ein Krankenversicherungsantrag an die Krankenkasse versendet wird und
diese den Versicherungsbeginn mit der Zuteilung einer Policennummer bestatigt. Alle
medizinischen Rechnungen beziehen sich auf diese Policennummer. Bei Austritt aus
einem BAZ erlischt der Versicherungsvertrag.

MIDES als Geschaftsverwaltungssystem wahrend des Aufenthalts in den BAZ bietet
sich daher an, den neuen Krankenkassen-Versicherungsprozess abzubilden, insbe-
sondere auch die Policennummer.

Alle betroffenen Mitarbeitenden in den BAZ konnen diese Information nutzen.

Die Pflege der Daten erfolgt zentral durch ein Admin-Profil pro BAZ. Fur die Ubrigen
Benutzerinnen und Benutzer sind lediglich Ansichtsrechte angedacht (sofern sie Per-
sonalien sehen durfen).

Technisch gesehen werden die Daten im ZEMIS gespeichert, nicht aber sichtbar ab-
gelegt. MIDES ruft grundsatzlich alle Personendaten aus ZEMIS ab (im Hintergrund).

Das Policenfeld wird nur auf der Personenmaske in MIDES angezeigt.

Anhang 6 (Schnittstellen FM-Tool)

Die Tabelle in diesem Anhang regelt die Schnittstellen zwischen den Systemen
ZEMIS, MIDES, DOPO und FM-Tool.

4, Verordnung liber die Ausstellung von Reisedokumenten fiir aus-
landische Personen

Priambel und Art. 2 Uberschrift

Diese rein formalen Anderungen tragen der Trennung von Artikel 59 AIG in drei ver-
schiedene Artikel und der neuen Kompetenz des Bundesrats in Bezug auf die Fristen
Rechnung.

5. Verordnung liber das Zentrale Migrationsinformationssystem

Art. 4 Abs. 4

Die Norm ISO 8859-1 der Internationalen Organisation fir Normung (ISO) ist nicht in
einem Verordnungstext aufzufiihren. Dabei handelt es sich namlich um eine techni-
sche Massnahme. Zudem wirde jede Anderung dieser Norm eine Anderung der Ver-
ordnung bedingen. Deshalb ist dieser Absatz aufzuheben. Das Bearbeitungsregle-
ment ZEMIS legt jedoch fest, dass die Daten nach dieser Norm im ZEMIS gespeichert
werden.
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Art. 5

Die Pflicht zur Meldung der Daten nach Absatz 1 dieses Artikels im ZEMIS obliegt den
kantonalen und kommunalen Auslanderbehdrden, wahrend die Meldung der Daten
nach Absatz 2 in die Zustandigkeit der kantonalen und kommunalen Arbeitsmarktbe-
horden fallt.

Um den Besonderheiten der Kantone bezuglich der Aufgabenverteilung zwischen die-
sen Behorden Rechnung zu tragen, ist Artikel 5 anzupassen, sodass sowohl die kan-
tonalen und kommunalen Auslanderbehdérden als auch die Arbeitsmarktbehoérden die
Daten nach Absatz 1 melden konnen. Der Buchstabe a dieses Absatzes wurde gean-
dert, um auch die arbeitsmarktlichen Vorentscheide zu bericksichtigen (geltender
Abs. 2 Bst. b), und der Buchstabe | wurde hinzugeflgt (geltender Abs. 2 Bst. a).

Der geltende Absatz 3 wird zu Absatz 2, ohne materielle Anderungen.
Anhang | (Datenkatalog ZEMIS)

eAsyl: elektronische asylrechtliche Bewilligung (Ziff. 1V)

Das Projekt eAsyl soll die Abwicklung der Asylverfahren des SEM unterstutzen, indem
ein elektronisches Dossier inkl. Elemente der elektronischen Fallbearbeitung zur Ver-
fugung gestellt wird. Ein entsprechendes Projekt wurde Anfang 2013 gestartet. Mitte
2014 konnte im Verfahrenszentrum Zirich (Testbetrieb) erfolgreich ein solches Sys-
tem eingeflhrt werden. Mitte 2016 wurde der Pilotbetrieb in der Abteilung Rickkehr
gestartet, und Anfang 2018 begann der Pilotbetrieb in Perreux. Aktuell basiert eAsyl
auf dem System ZEMIS-eARB und umfasst ahnliche, fur den Asylbereich angepasste
Elemente.

Grundsatzlich haben die fir die Verfahrensabwicklung zustandigen SEM-Mitarbeiten-
den des Direktionsbereichs Asyl, der Abteilung Rickkehr sowie der Sektion Reisedo-
kumente Zugriff auf das System eAsyl. Hinzu kommen die Mitarbeitenden des Direkti-
onsbereichs Planung und Ressourcen, die Supportarbeiten (z. B. Scanning/Printing,
Postbearbeitung) erledigen. Daruber hinaus erhalt auch das Bundesverwaltungsge-
richt (BVGer) Zugriff. Die erwahnten SEM-Mitarbeitenden und das BVGer haben auf
laufende (lesend/schreibend) und abgeschlossene Dossiers (lesend) Zugriff.

Geburtsort (Ziff. VI. 2. a.)

Das Feld «Geburtsort» gehdrt zu den Personalien der betreffenden Person. Im Asyl-
bereich kdnnen die kantonalen und kommunalen Polizeibehérden bereits auf diese
Daten zugreifen, nicht aber im Auslanderbereich. Diese Unterscheidung ist nicht ge-
rechtfertigt. Es handelt sich hierbei um eine Liicke, die zu schliessen ist, indem diesen
Behdrden ein Zugriff zur Online-Abfrage gewahrt wird.

Medizinalfall (Ziff. VI. 3. c.)

Mit dem in den neuen Artikeln 4 Absatz 1 Buchstabe f BGIAA und 99a Absatz 3 Buch-
stabe f AsylG vorgesehenen Vermerk «Medizinalfall» kdnnen Asylsuchende, die me-
dizinische Unterstitzung bendtigen, besser auf die Kantone verteilt werden. Artikel 9
Absatz 2 Buchstabe a BGIAA bestimmt die Behorden, die Daten abfragen bzw. bear-
beiten durfen. Artikel 17 Buchstabe a BGIAA sieht eine Delegationskompetenz an den
Bundesrat in Bezug auf die Zugriffsrechte vor. Die Einzelheiten sind in der ZEMIS-
Verordnung (Art. 4 Abs. 3) geregelt.
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Dieser Vermerk ist auch im MIDES, dem Informationssystem der Empfangs- und Ver-
fahrenszentren und der Unterkinfte an den Flughafen, vorgesehen. Artikel 99b AsylG
bestimmt die Behorden, die Daten abfragen bzw. bearbeiten durfen. Artikel 99d Ab-
satz 2 Buchstabe c AsylG sieht eine Delegationskompetenz an den Bundesrat in Be-
zug auf die Zugriffsrechte vor. Die Einzelheiten sind in der AsylV 3 (Art. 1/) geregelt.

Fir dieses Feld ist eine Schnittstelle zwischen ZEMIS und MIDES vorgesehen um si-
cherzustellen, dass diese Information fur alle Benutzerinnen und Benutzer der einzel-
nen Systeme gleich ist (vgl. neuer Art. 99a Abs. 4 AsylG).

Sonderabgabe (Ziff. VI. 3. c.)

Bisher wurden die Informationen betreffend die geleistete Sonderabgabe bzw. den
verbleibenden Restbetrag und die verbleibende Zeit der Unterstellung unter die Son-
derabgabe Uber das Sonderabgabe-Verwaltungssystem in das ZEMIS Uberspielt. Da
dieses System nach der Abschaffung der Sonderabgabe auf Erwerbseinkommen nicht
weiterbetrieben wird, mussen diese Informationen kunftig manuell von den mit der Ver-
mogenswertabnahme befassten Mitarbeitenden erfasst werden. Dazu mussen die Mit-
arbeitenden der Sektion Finanzaufsicht und Sonderabgabe des SEM auf die Daten zur
Sonderabgabe zugreifen und diese bearbeiten kdnnen.

* % %

6/6



	Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen
	1. Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit
	Art. 52 Bst. e
	Art. 64 Sachüberschrift und Abs. 3, 65 Sachüberschrift und Abs. 1 und 1bis, 65a Sachüberschrift, 65b Sachüberschrift sowie 65c Sachüberschrift
	Art. 71g
	Art. 86 Abs. 1

	2. Verordnung über die Einreise und die Visumerteilung
	Art. 31 Abs. 3

	3. Asylverordnung 3
	Art. 1a Bst. l
	Art. 1e
	Art. 1j Abs. 2bis
	Art. 1k
	Anhang 5 (Datenkatalog MIDES)
	Anhang 6 (Schnittstellen FM-Tool)

	4. Verordnung über die Ausstellung von Reisedokumenten für ausländische Personen
	Präambel und Art. 2 Überschrift

	5. Verordnung über das Zentrale Migrationsinformationssystem
	Art. 4 Abs. 4
	Art. 5
	Anhang I (Datenkatalog ZEMIS)


